
Univers·täten •Im Wettbewerb?

Die Diskussion um die Autonomie der Universitäten geht weiter.
Letztes Jahr gab es noch einen Vorschlag seitens des Ministeriums,
der auf alJgemeine Ablehnung stieß. Vor kurzem kam ein Vorschlag
seitens der Universiätschefs (Rektorenkonferenz) heraus, der einen
anderen Weg beschreitet, aber die grundsätzlichen Probleme wenig
bis gar nicht behandelt. Auch die Universitätslehrer und last but not
least wir Studierende tragen unsere Vo~tellungenzur Reform bei.
Was aber sind die tatsächlichen Probleme und gibt es mögliche Al­
ternativen zu den derzeitigen Vorschlägen?

Eine Vielzahl von Problemen ist
zumindest oberflächlich bekannt:
Zu lange Durchschnittsstudien­
dauer, zu wenig Lehrende für zu
viele tudierende, Bürokratie und
Verzögerungen jeglicher Art. Der
simpelste Weg, diese ,,Mißstände"
abzustellen, liegt für viele· einfach
darin, das Problem bei den Studie­
renden zu suchen. Dieser Ansatz
fUhrt zu Forderungen nach Studi­
engebühren (Schlußfolgerung:
Wenn das Studium was kostet,
wird schneller studiert), vollrechts­
fähigen Rechtsformen (die Uni als
GmbH) und zu Selektionsmecha­
nismen umerus Clausus, Auf­
nahmeprüfungen, usw).

Meine sehr geehrten Damen und
Herren Mitdiskutandnnen: Das ist
Realitätsverlust in einer erweiterten
Phase!

Sehen wir uns doch einmal die Ur­
sachen näher an: Da ist auf der ei­
nen Seite das Dienstreeht, welches
eigentlich den größten Hemm­
schuh darstellt. Andererseits hat
das Ministerium die Budgethoheit,
welches eine längerfristige Planung
und Bewirtschaftung schwer oder
unmöglich macht. Das Dienstreeht
muß flexibler und mit mehr

Durehgriffsmöglichkeiten für Vor­
gesetzte gestaltet sein - ohne frei­
lich die verfassungsrechtlich garan_
tierte Lehr- und Forschungsfreiheit
zu sehr einzuschränken. Auch

J
11 _

beim Budget gäbe es eine Menge
an Möglichkeiten (z.B. Einräu­
mung der Möglichkeit Fonds zu
nützen), ohne eine neue Otganisa­
tionsform einzuführen.

Die schon bestehende Teilrechts­
fahigkeit könnte auch ausgedehnt
werden - eine einfache ovellierung
des Organsiationsgesetzes würde
ausreichen. Aber anstatt über sol­
che und ähnliche Varianten zu dis­
kutieren (z.B. die Unis in Anstal­
ten - also autonome Einrichtun­
gen unter Bundesaufsicht - zu ver­
wandeln) wird über radikalste An­
derungen geredet, wo viele Univer­
sitäten die letzte Reform noch nicht
einmal richtig umgesetzt haben. So
hat die Uni Wien beispielsweise
erst seit Anfang dieses Jahre das

UOG 93 implementiert, d.h. die
neue Organisationsform über­
nommen.

atürlich sind nicht alle Punkte des
Rektorenkonferenz-Papiers per se
schlecht: Die Einfiihrung von Lei­
stungsparametem, welche über die
Höhe des (zugewiesenen) Uni­
Budgets entscheiden, die ausge­
dehnten Auswirkungen der Eva­
luierung und die Öffnung der Unis
sowohl im Wirtschaftsbereich als
auch im Bereich der Mobilität der
Lehrenden und Studierenden im
internationalen Wissenschaftsbe­
reich sind zu begrüßen.

Eines, über das grundsätzlich bei
allen Gruppen Einigkeit herrscht,
sei hier noch erwähnt: Der taat
darf sich nicht aus der Verantwor­
tung stehlen und die Universitä­
ten sich seIbst überlassen. Der Staat
soU aber weiterhin Aufsich~- und
Konttollfunktion innehaben. Das
Wie und vor allem zu welchem
Zeitpunkt "umgebaut" wird, das
werden die nächsten Monate, wenn
nicht Jahre der Diskussion ent­
scheiden.

Der simpelste If/eg, diese
"Mißstrinde" ab'{flstellen,
liegt ftir liele einfach dar­
in, das Problenl bei den
Studierenden Zu suchen
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